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Während Angela Merkel nach außen – 
und im Wahlkampf – die Europäische 
Union zur Schicksalsfrage erklärt, neh-
men im Innern der EU die Auseinander-
setzungen wieder zu. Im Brennpunkt 
steht dabei erneut der Umgang mit 
Griechenland. Die Koalition um Minis-
terpräsident Alexis Tsipras stimmte am 
19. Mai für ein weiteres Sparpaket, das 
als Voraussetzung für neue „Hilfen“  
von Griechenlands Gläubigern gefor-
dert wurde. Athen ist darauf angewie-
sen, weil Rückzahlungen fällig werden, 
die aus eigener Kraft nicht gestemmt 
werden können. Dagegen gab es mas-
sive Proteste vor dem griechischen Par-
lament – Ausdruck einer zunehmend 
verzweifelten Gesellschaft.  

Doch das ficht die Kanzlerin und Fi-
nanzminister Wolfgang Schäuble nicht 
an, sie halten an der Austeritätspolitik 
fest. Derweil spricht sich Außenminis-
ter Sigmar Gabriel für eine Schulden-
erleichterung für Griechenland aus 
– eine Position, die mittlerweile euro-
paweit zunehmend Zustimmung fin-
det und schon lange von einem der ent-
scheidenden Gläubiger, dem IWF, be-
fürwortet wird. Tatsächlich zeigen die 
vergangenen Jahre wie auch die ver-
heerende gegenwärtige Situation, dass 
die erdrückende Schuldenlast unbe-
dingt vermindert werden muss, damit 
in Griechenland endlich die lang er-
sehnte wirtschaftliche Erholung ein-
tritt. Diese scheitert bislang am Be-
harren der Gläubiger auf einer sinnlo-
sen Kürzungspolitik. Während sie den 
griechischen Staat sanieren sollte, hat 
sie stattdessen das Land immer weiter 
in die Krise gestürzt.

 Das ändern auch die Beschlüsse der 
Eurogruppe vom 15. Juni nicht: Athen 
erhält zwar weitere Kreditgelder, muss 

auf eine Schuldenerleichterung aber 
mindestens bis nach der Bundestags-
wahl warten.  

Um die Absurdität der bisherigen 
„Rettungsversuche“ zu verstehen, hilft 
zunächst ein Blick auf die bloßen Sum-
men, die bisher zwischen Gläubigern 
und Griechenland geflossen sind: Ad-
diert man alle drei bisherigen Hilfspa-
kete, wurde Griechenland ein Kredit-
rahmen von 368,6 Mrd. Euro gewährt 
– eine gewaltige Summe, gemessen am 
griechischen BIP von 176 Mrd. Euro 
im Jahr 2015.1 Allerdings wurde die-
ser Kreditrahmen bis 2015 nur im Um-
fang von 215,9 Mrd. Euro ausgeschöpft, 
und davon sind weniger als fünf Pro-
zent, nämlich 10,8 Mrd. Euro, wirklich 
in den griechischen Staatshaushalt ge-
flossen – wohlgemerkt als rückzahlba-
re, verzinsliche Kredite. Der weit über-
wiegende Teil floss entweder in Zins-
zahlungen, in die Schuldentilgung 
bzw. in die Umschuldung – das heißt in 
einen Risikotransfer von privaten Ban-
ken hin zu öffentlichen Trägern (EU, 
EZB, IWF, ESM) – oder, jedenfalls teil-
weise, in die Finanzierung von Anrei-
zen für private Gläubiger, sich am Um-
schuldungsprogramm zu beteiligen.

Umgekehrt hat Griechenland im Zeit-
raum von 2010 bis 2015 aber 52,3 Mrd.  
Euro an Zinsen an seine Gläubiger ge-
zahlt, vor allem an EU, EZB und IWF. 
Bis 2018, wenn das dritte Programm 
ausläuft, werden es sogar 70,1 Mrd. 
Euro sein. Der Saldo des Kapitalflusses 
war und ist für Griechenland also ne-
gativ – trotz aller „Hilfen“. Damit wird 

1	 Vgl. Egbert Scheunemann, Griechenlands 
Staatsbetriebe im Zwangsverkauf. Vom aus-
sichtslosen Versuch, die griechischen Staats-
schulden durch Privatisierungserlöse zu sen-
ken, Rosa-Luxemburg-Stiftung Athen 2016.
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Griechenland: Verordnete Verarmung

201707_Blätter.indb   17 21.06.17   11:50



18     Kommentare und Berichte

Blätter für deutsche und internationale Politik 7/2017

deutlich, dass es sich letztendlich um 
die Ausbeutung des griechischen Staa-
tes handelt: Diese 70,1 Mrd. Euro Zin-
sen entsprechen etwa 40 Prozent des 
gesamten griechischen BIP des Jahres 
2015. Die griechische Bevölkerung hat 
quasi die ersten fünf Monate des Jahres 
2015 nur für die Begleichung der Zins-
ansprüche der Gläubiger gearbeitet – 
und der Staat hatte danach keinen Cent 
weniger Schulden. So ist es letztendlich 
die Bevölkerung, die für die Krise auf-
kommen muss. Das wird vor allem dann 
deutlich, wenn man die von den Gläubi-
gern gestellten Bedingungen betrach-
tet, die Ursache für den negativen Sal-
do sind.

Kollabierende Sozialsysteme

Diese Bedingungen, die vor allem EU, 
EZB und IWF seit 2010 an die Vergabe 
von Krediten gegenüber der griechi-
schen Regierung geknüpft haben, sind 
der zentrale Auslöser für die massiven 
Proteste gegen die andauernde Auste-
ritätspolitik. An ihnen wird am deut-
lichsten sichtbar, welche Opfer die 
griechische Bevölkerung für die ver-
sprochene Rettung bringen musste und 
noch immer bringen muss. 

Dabei geht es in erster Linie um mas-
sive Haushaltskürzungen vor allem im 
Sozialbereich, wie dem Gesundheits- 
und Rentensystem, um einen rigorosen 
Abbau der Zahl der Beschäftigten im 
öffentlichen Dienst sowie um eine teil-
weise drastische Kürzung der Entgelte 
der verbliebenen Staatsbediensteten. 

Auch das jüngst verabschiedete  
Sparpaket steht in dieser Kontinuität: 
Um frisches Geld aus Europa zu erhal-
ten, sollen die Renten nochmals um bis 
zu 18 Prozent gekürzt werden sowie 
außerdem der jährliche Steuerfreibe-
trag von 8636 auf 5700 Euro sinken. Mit 
Rentnern und Geringverdienern sind 
damit auch diesmal, wie so oft in den 
vergangenen Jahren, die schwächs-
ten Glieder der Gesellschaft am här-
testen betroffen. Gefordert wird zudem 

ein weiterer Sozial- und Stellenabbau 
wie auch die Privatisierung staatlichen 
Eigentums, also das Veräußern oder 
Verpachten von Immobilien und Infra-
struktureinrichtungen. Von den Priva-
tisierungen und Haushaltskürzungen 
erhoffen sich die Gläubiger Service- 
und Effizienzgewinne, eine Stärkung 
der internationalen Wettbewerbsfä-
higkeit Griechenlands sowie steigende 
Steuereinnahmen, die zur Rekapitali-
sierung griechischer Banken, zur Til-
gung der Staatsschulden, aber auch für 
Investitionen genutzt werden sollen. 

All dies soll eigentlich dazu führen, 
dass Griechenland „bis 2018 wieder auf 
eigenen Beinen steht“, wie Minister-
präsident Alexis Tsipras angekündigt 
hat. Die vergangenen neun Jahre zei-
gen jedoch, dass das Gegenteil der Fall 
ist. Weil die Gewährung der Kredit-
spielräume an die Durchführung einer 
rigiden Sparpolitik geknüpft war und 
ist, kam es in Griechenland (zusätzlich 
forciert durch die internationale Ban-
ken- und Finanzmarktkrise) zu einem 
beispiellosen Zusammenbruch der 
Wirtschaft: So ist das BIP seit Krisenbe-
ginn um gut 25 Prozent gesunken, die 
Arbeitslosigkeit auf bis zu 27 Prozent 
gestiegen und die Staatsschulden sind 
um 30 Prozentpunkte auf 176,9 Prozent 
(2015) des BIP gewachsen. 

Das Kollabieren der Sozialsyste-
me führte zu massiver medizinischer 
Unterversorgung, Armut und Obdach-
losigkeit. So mutet es fast zynisch an, 
wenn die EU-Kommission vor dem 
Hintergrund dieser verheerenden 
Folgen ihrer Politik betont, sie wol-
le Griechenland helfen, nachhaltiges 
Wachstum, finanzielle Stabilität, neue 
Wettbewerbsfähigkeit und niedrige 
Arbeitslosigkeit zu erlangen – mit der 
Intention, den Schwächsten der Ge-
sellschaft mit Fairness zu begegnen.2

Die Apologeten der Austeritäts-
politik verweisen in aller Regel auf 
die „griechischen Krankheiten“ – wie 

2	 European Commission, Financial assistance to 
Greece, Brüssel 2016.

201707_Blätter.indb   18 21.06.17   11:50



	 Kommentare und Berichte     19

Blätter für deutsche und internationale Politik 7/2017

mangelnde internationale Wettbe-
werbsfähigkeit der Volkswirtschaft, die 
staatsbürokratische Ineffizienz oder 
den Schlendrian bei der Steuereintrei-
bung – als Ursachen der Krise. All dies 
trifft sicherlich bis zu einem gewissen 
Grade zu und kann erklären, warum 
sich die griechische Volkswirtschaft 
über lange Jahre weit weniger gut ent-
wickelt hat als etwa die deutsche. Es 
erklärt aber nicht den schockartigen 
Wirtschaftszusammenbruch, schließ-
lich haben sich diese „Krankheiten“ 
nicht schlagartig verstärkt. 

Vielmehr sind die rigiden Sparpro-
gramme schuld am Zusammenbruch 
der griechischen Wirtschaft, was in-
zwischen selbst vom IWF eingestan-
den wird. Denn nicht nur die nackten 
Zahlen in puncto Wirtschaftswachstum 
und Arbeitslosigkeit sind alarmierend, 
sondern auch die dahinterliegenden 
Strukturen und Entwicklungen. Im-
mer mehr junge Griechen verlassen das 
Land auf der Suche nach Arbeit. Dabei 
bräuchte es gerade sie, um das ruinier-
te Land wiederaufzubauen. Diejeni-
gen, die bleiben, flüchten sich dagegen 
zum Teil in den oft aussichtslosen Ver-
such, mit Hilfe von Subsistenzwirt-
schaft zu überleben. Dabei werden sie 
außerdem von den massiv gestiegenen 
Einkommensteuern für landwirtschaft-
liche Betriebe ausgebremst. 

Gescheiterte Privatisierungen

Vollkommen gescheitert ist auch der 
Versuch, der Staatsverschuldung mit-
tels Privatisierungserlösen beizukom-
men. Bis Ende 2015 wurden nur etwa  
3 Mrd. Euro eingenommen und bis 
2018 sollen es nur 6 Mrd. Euro sein – 
winzige Summen, gemessen an den 
griechischen Staatsschulden von 314 
Mrd. Euro im Jahr 2015 und an den im-
mensen Zinsen, die Griechenland an 
seine Gläubiger zahlt. 

Groteskerweise wurden bislang vor 
allem profitable, teilweise sogar hoch 
profitable Staatsunternehmen privati-

siert, so dass dem griechischen Staat 
sprudelnde Einnahmequellen abhan-
denkamen. Die – in oft dubiosen Priva-
tisierungsverfahren – gezahlten Sum-
men können nur als Schleuderprei-
se bezeichnet werden. Die Gewinne 
für die neuen Eigner, oft Staatsbetrie-
be anderer Länder, sind immens, ge-
nauso wie die Verluste für den griechi-
schen Staat. So ging der Betrieb von 14 
der insgesamt 37 griechischen Regio-
nalflughäfen an die deutsche Fraport 
AG. Zwar erhielt der frühere staatliche 
Eigner dafür neben zukünftiger Pacht 
und Gewinnbeteiligung auch einmalig 
1,23 Mrd. Euro. Allerdings entgehen 
Griechenland dadurch in den nächsten 
40 Jahren auch beträchtliche Gewin-
ne. Zudem sollen betriebliche Risiken 
für das Unternehmen durch den Staat 
umfangreich entschädigt werden, et-
wa im Falle von Streiks oder bei not-
wendigen Reparaturmaßnahmen. 

Für einen Schnäppchenpreis von le-
diglich rund 368,5 Mio. Euro wurde zu-
dem im letzten Jahr der sehr profitable 
Hafen von Piräus, der größte des Lan-
des, an die staatseigene chinesische 
Cosco-Group veräußert.

Wie bereits die bisherigen betref-
fen auch die anvisierten zukünftigen 
Privatisierungen in hohem Maße na-
türliche Monopole, etwa die Netze 
der Energie-, Wasser- oder Gasversor-
gung. Das birgt besondere Risiken für 
die griechische Bevölkerung, denn 
diese muss bei Monopolen in privater 
Hand mit erheblichen Preissteigerun-
gen und Serviceverschlechterungen 
rechnen. Außerdem kann die arbeiten-
de Bevölkerung zum Opfer von Sanie-
rungs- und Kostensenkungsprogram-
men werden, etwa in Form von Entlas-
sungen oder Lohnkürzungen.

Eines liegt angesichts der anhalten-
den griechischen Misere auf der Hand: 
Eine derartige Sparpolitik, die zu solch 
katastrophalen Ergebnissen geführt 
hat, muss fundamental falsch sein.

Es ist wirtschaftswissenschaftlich 
(und übrigens auch rein logisch) völ-
lig unbegreiflich, wie schockartig ver-
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abreichte rigide Sparprogramme eine 
Volkswirtschaft, die sowieso schon in 
einer schweren Krise steckt, auf Wachs-
tumskurs bringen sollen. So kann in 
der Wirtschaftsgeschichte kein ein-
ziger Fall angeführt werden, bei dem 
eine solche Politik nicht immer tiefer in 
die Krise geführt hätte statt aus ihr he-
raus. Deutschland, das sich seit Jahren 
als Zuchtmeister geriert, hat nach dem 
Wirtschaftseinbruch von 2009 eine 
genau gegenteilige Politik expansi-
ver Nachfragestärkung betrieben und 
damit großen Erfolg gehabt – was die 
Haltung des deutschen Finanzminis-
teriums umso grotesker oder, böse ge-
sagt, perfider erscheinen lässt. Bei alle-
dem wird klar, dass Griechenland nie-
mals ohne eine fundamentale Schul-
denerleichterung auf die Beine kom-
men wird. Die Forderung des IWF, die 
griechischen Staatsschulden mehre-
re Jahrzehnte lang zins- und tilgungs-
frei zu stellen, ist als erster Schritt völlig 
richtig – denn schon das käme einem 
massiven Schuldenschnitt gleich. 

Worauf die Gläubiger dabei „ver-
zichten“ würden, wäre nicht etwas, 
was sie je gegeben hätten, sondern al-
lein die weitere Ausbeutung der grie-
chischen Bevölkerung durch die Ein-
treibung von Zins und Zinseszins – 
denn zu nichts anderem sind die grie-
chischen Staatsschulden über die Jah-
re der Umschuldungen geworden: zu 
akkumulierten, exponentiell wach-
senden Zinseszinsen. Oder anders aus-
gedrückt: Die Griechen zahlen schon 
seit Jahren „zurück“, was sie nie be-
kommen haben. Was der griechischen 
Wirtschaft und damit der griechischen 
Bevölkerung wirklich helfen würde, 
wäre dagegen das „frische Geld“, von 
dem immer gesprochen wird, das aber 
letztendlich nie tatsächlich in den grie-
chischen Haushalt geflossen ist.

Allein die über 50 Mrd. Euro an Zin-
sen, die Griechenland seit 2010 an sei-
ne Gläubiger zahlen musste, wären ein 
gigantisches Konjunkturförderungs-
programm geworden und hätten die 
Staatseinnahmen massiv verbessert. 

Damit könnten beispielsweise Pro-
gramme umgesetzt werden, die die Ef-
fizienz von defizitären Staatsunterneh-
men und der staatlichen Verwaltung 
steigern und diese grundlegend mo-
dernisieren – mit der Folge verlässli-
cher Mehreinnahmen durch den Staat 
und damit verbunden tatsächlicher 
neuer Unabhängigkeit von privaten In-
vestoren und den großen Gläubigern. 
Nicht – um nur ein Beispiel zu nennen –  
die Privatisierung der griechischen 
Staatsbahn ist die Lösung, sondern ihre 
Modernisierung, zum Beispiel nach 
dem Muster der staatseigenen Deut-
schen Bahn.

Zusätzliche Einnahmen könnte das 
Land allerdings darüber erhalten, dass 
es die profitablen Trassen- wie Strom-
netze für private Bahnanbieter bzw. 
beispielsweise Ökostromproduzenten  
öffnet, ohne sie zu veräußern. Damit 
könnten die Staatsfinanzen saniert 
oder Sozialeinkommen gestärkt wer-
den, anstatt sie wie bisher immer nur 
rigide zu kürzen. Das wären Refor-
men, die ihren Namen tatsächlich ver-
dienten und hoffnungsvolle Perspek-
tiven für die Binnennachfrage böten – 
im Gegensatz zu den bisherigen Kür-
zungsorgien. Auf diese Weise könnte 
sich die Regierung von Alexis Tsipras 
aus der Abhängigkeit von den Gläubi-
gern befreien und in der Tat wieder auf 
eigenen Beinen stehen.

Dass die harte, im Ergebnis kontra-
produktive Linie gegenüber Griechen-
land vor allem von Deutschland gefah-
ren wird, kann wohl nur mit dem Ver-
such eines Wählerfangs an deutschen 
Stammtischen erklärt werden, an 
denen die Mär vom „faulen Griechen“ 
immer noch Hochkonjunktur hat. Wem 
dagegen in Zeiten einer strauchelnden 
EU wirklich an einem starken und soli-
darischen Zusammenhalt Europas ge-
legen ist, der muss sich für ein Ende des 
bisherigen Spardiktats aussprechen. 
Hic Rhodus, hic salta: In der Frage des 
Schuldenschnitts für Griechenland 
kommt es zum Schwur darauf, wer ein 
wirklicher Europäer ist.
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